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BUNDESSOZIALGERICHT 
 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 
 
 
 
 

Az:  B 12 KR 56/07 B 
 

L 5 KR 3258/06 (LSG Baden-Württemberg) 
S 3 KR 2375/05 (SG Reutlingen) 
 

 
 
................................................., 
 
 

Kläger, Antragsteller und  
Beschwerdeführer, 

 
 

g e g e n 
 
 
Techniker Krankenkasse, 
Bramfelder Straße 140, 22305 Hamburg, 
 

Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 

 

 

 

Der 12. Senat des Bundessozialgerichts hat am 30. Januar 2008 durch den 

Vorsitzenden Richter   B a l z e r ,   den Richter   Dr.  B e r n s d o r f f   und 

die Richterin   H ü t t m a n n - S t o l l 

beschlossen: 

 

Der Antrag des Klägers, ihm für das Verfahren der Beschwerde gegen die Nicht-

zulassung der Revision im Urteil des Landessozialgerichts Baden-Württemberg 

vom 13. Juni 2007 Prozesskostenhilfe zu bewilligen und einen Rechtsanwalt 

beizuordnen, wird abgelehnt. 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im 

vorstehend bezeichneten Urteil wird als unzulässig verworfen. 

 

Kosten des Beschwerdeverfahrens sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Der Kläger hat mit einem von ihm unterzeichneten und am 22.6.2007 beim Bundessozialgericht 

(BSG) eingegangenen Schreiben vom 21.6.2007 gegen die Nichtzulassung der Revision in 

dem ihm am 21.6.2007 zugestellten Urteil des Landessozialgerichts Baden-Württemberg vom 

13.6.2007 Beschwerde eingelegt und gleichzeitig für die Durchführung des Beschwerdeverfah-

rens die Bewilligung von Prozesskostenhilfe und die Beiordnung eines Rechtsanwalts 

beantragt. 

 

Nach § 73a Abs 1 Satz 1 SGG iVm § 114 ZPO kann einem Beteiligten, der nach seinen persön-

lichen und wirtschaftlichen Verhältnissen die Kosten der Prozessführung nicht, nur zum Teil 

oder nur in Raten aufbringen kann, für das Verfahren vor dem BSG Prozesskostenhilfe bewilligt 

werden, wenn die beabsichtigte Rechtsverfolgung hinreichende Aussicht auf Erfolg bietet und 

nicht mutwillig erscheint. Nach § 117 Abs 2 bis 4 ZPO ist bei einem Antrag auf 

Prozesskostenhilfe eine auf dem vorgeschriebenen Vordruck abzugebende Erklärung über die 

persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse vorzulegen. 

 

Die entsprechende Erklärung des Klägers ist am 22.6.2007 beim BSG eingegangen. Aus ihr 

ergibt sich jedoch nicht, wovon der Kläger seinen Lebensunterhalt bestreitet. Eine Prüfung der 

wirtschaftlichen Prozesskostenhilfevoraussetzungen ist unter diesen Umständen nicht möglich. 

Der Kläger ist mit Schreiben vom 2.8.2007 gebeten worden, die Einnahmen und Ausgaben an-

zugeben und entsprechende Belege bzw Nachweise einzureichen. Hierfür ist ihm eine Frist bis 

zum 30.8.2007 gesetzt worden, verbunden mit dem Hinweis, dass bei deren Nichteinhaltung 

der Antrag auf Bewilligung von Prozesskostenhilfe mangels Glaubhaftmachung der 

tatsächlichen Angaben abgelehnt werden kann. 

 

Der Kläger ist bis zum Fristablauf den Auflagen nicht nachgekommen. Prozesskostenhilfe ist 

daher schon aus diesem Grunde zu versagen (§ 118 Abs 2 Satz 4 ZPO). 

 

Damit entfällt zugleich die Möglichkeit der Beiordnung eines Rechtsanwalts im Rahmen der 

Prozesskostenhilfe (§ 121 Abs 1 ZPO). 

 

Die von dem Kläger selbst eingelegte Beschwerde entspricht nicht der gesetzlich vorgeschrie-

benen Form, denn sie ist nicht von einem nach § 166 SGG für das Verfahren vor dem BSG 

zugelassenen Bevollmächtigten unterzeichnet. Die Verwerfung des Rechtsmittels des Klägers 

erfolgt entsprechend § 169 SGG ohne Beteiligung der ehrenamtlichen Richter (§ 160a Abs 4 

Satz 2 Halbsatz 2 SGG). 
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Die Kostenentscheidung beruht auf der entsprechenden Anwendung des § 193 Abs 1 SGG. 
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